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Die Evangelische Allianz
in Deutschland
gemeinsam glauben, miteinander handeln.

Die Familie braucht 
Zukunft
Familienpolitisches Thesenpapier der
Deutschen Evangelischen Allianz



Die Familie braucht Zukunft 
„Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung. Pflege und Er-
ziehung der Kinder sind das natürliche Recht 

Das Bundesverfassungsgericht der Bundes-
republik Deutschland hat wiederholt fest-
gestellt, dass dieser Verfassungsgrundsatz 
durch die geltenden Gesetze nicht genügend 
berücksichtigt wird und die Familie demzu-
folge nicht den Schutz und die Förderung 
erfährt, den sie benötigt. Gegenüber allen –
zum Teil im Gewand der Humanität und Libe-
ralisierung – vorgetragenen Kritik an den In-
stitutionen Ehe und Familie mit den Zielen 
einer Relativierung dieser ur-menschlichen 
Gemeinschaften oder gar deren Auflösung 
und Zerstörung stellen wir fest:

1. „Für die menschliche Gesellschaft ins-
gesamt bleibt die Familie unersetzbar. Hier 
werden Leistungen erbracht, die weit über 
die materielle Daseinsfürsorge für die ein-
zelnen Familienmitglieder hinaus reichen. 
Familie ist die entscheidende Bedingung für 
die Vermittlung grundlegender kultureller 
und sozialer Werte und gleichzeitig Voraus-
setzung einer auf Zukunft hin orientierten 
Gesellschaft.“ (Präambel des Familienre-
ports 1994 – Bericht der Deutschen Natio-
nalkommission für das Internationale Jahr 
der Familie)

2. Ehe ist die lebenslängliche Treue- und 
Liebesgemeinschaft zwischen einer Frau und 

einem Mann, die öffentlich-rechtlich ge-
schlossen wird. Familie ist eine solche durch 
Kinder ergänzte Gemeinschaft. Ehen und 
Familien sind die bewährten schöpfungs-
gemäßen Strukturen des Zusammenlebens. 
Sie sind auch die von Gott den Menschen 
gegebenen Elementarformen menschlicher 
Gemeinschaft. Sie sind für die seelische 
Gesundheit und Ausgeglichenheit von Men-
schen und damit auch für die Gesundheit 
staatlich geordneter Gemeinschaft unver-
zichtbar.

3. Ehe und Familie sind die kleinsten Ver-
antwortungsgemeinschaften innerhalb einer 
großen Volks- und der internationalen Völ-
kergemeinschaft. Hier entstehen natürliche 
Sozialbeziehungen. Durch die gemeinsame 
Zeugung eines Kindes in ehelicher Gemein-
schaft übernehmen die Ehepartner die Erst-
verantwortung für das Leben eines neuen 
Menschen und Staatsbürgers. Der von allem 
Anfang an auf andere menschliche Hilfe 
angewiesene Mensch erfährt in der unver-
gleichbaren Ehe- und Familiengemeinschaft 
Angenommensein und im Idealfall eine un-
kündbare Treuegemeinschaft, die ein Leben 
lang währt. Dadurch erfährt der Mensch eine 
Grundstabilität, die andere Gemeinschafts-
formen nicht in dieser Weise bieten können. 
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der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegen-
de Pflicht... Jede Mutter hat Anspruch auf den 
Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.“ 
(aus Artikel 6 Grundgesetz)

„Sie ist Ort der Solidarität für ältere und 
behinderte Angehörige. Sie ist Ort der För-
derung wie auch der Regeneration der Be-
gabungen, Fähigkeiten und Kräfte des Men-
schen.“ (Präambel des Familienreports 1994 
– Bericht der Deutschen Nationalkommissi-
on für das Internationale Jahr der Familie)

4. So, wie die Ehe als eine gesunde Keim-
zelle der Familie das Recht hat und behal-
ten muss, an der Weitergabe menschlichen 
Lebens durch die Zeugung und Erziehung 
von Kindern beteiligt zu sein, so haben 
auch Kinder ein unverbrüchliches Recht auf 
die Liebe und Fürsorge ihrer biologischen 
Eltern, die die staatliche Gemeinschaft im 
Regelfall nicht abnehmen kann und soll.

5. Auch wenn es sehr unterschiedliche Vor-
stellungen von Familie gibt: Alle reden heu-
te von Familienpolitik, die notwendig sei, 
auch wenn die Frage, ob sie wirklich den Fa-
milien oder anderen Interessen dient, kaum 
gestellt wird. Dabei ist längst klar, dass es 
schon allein die demografische Situation 
nötig machen würde, wirklich und ernsthaft 
die Frage der Wirksamkeit der Förderung 
von Familie in den Mittelpunkt zu stellen. 
Denn Familien sind derzeit gegenüber ande-
ren Haushaltstypen materiell benachteiligt. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn sich ein 

Elternteil vollzeitlich der Kindererziehung 
widmet, weil damit in der Regel eine ein- 
schneidende Verringerung des Familienein-
kommens mit der Folge eines dramatischen 
Abstiegs im Lebensstandard verbunden ist. 
Ein wirksamer Familienleistungsausgleich ist 
dringend erforderlich.

6. Die Leistungskraft unserer staatlichen Ge-
meinschaft ruht auf dem Funktionieren des 
Generationenvertrages. Da nur noch in ca. 
17% der Haushalte zwei und in ca. 5,5% der 
Haushalte drei und mehr Kinder leben, kann 
der Generationenvertrag schon rein quanti-
tativ nicht mehr funktionieren. Eine gerech-
te und gesunde Familienpolitik muss des-
halb in den Langzeitvorgaben politischen 
Handelns mit höchster Priorität betrieben 
werden. Deshalb benennen wir nachfolgende 
familienpolitische Grundziele:

A. Die eigenen Kräfte mobilisieren

1. Auch in der Familiengemeinschaft muss 
gelten, dass wenigstens einer der beiden 
Elternteile oder beide anteilmäßig einer au-
ßerfamiliären Erwerbstätigkeit nachgehen 
und so höchstmöglich selbst für den eigenen 
Unterhalt und die Lebensgestaltung Mittel 
erwirtschaften können.
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2. Weil Pflege und Erziehung der Kinder das 
natürliche Recht der Eltern und die zuerst 
ihnen obliegende Pflicht ist (Artikel 6 Absatz
2 Grundgesetz), sind vor allen staatlichen 
Handlungen die Eltern selbst für die Erzie-
hung ihrer Kinder in vollem Umfang verant-
wortlich. Vor dem Einsatz staatlicher Mittel 
für die „Aufbewahrung“, Betreuung oder 
Erziehung von Kindern müssen Vater oder 
Mutter in die Lage versetzt werden, ohne 
materielle und soziale Benachteiligungen 
diesen engagierten Einsatz vollzeitlich, 
gegebenenfalls bis zum 18. Lebensjahr des 
Kindes, zu erbringen.

3. Auch die Kinder sind dazu anzuleiten, die 
Familiengemeinschaft und die darin enthal-
tenen sozialen Beziehungen mitzugestalten 
und in späteren Jahren je nach Einkünften 
mitzufinanzieren.

B. Die Schutzfunktion der staatlichen

Gemeinschaft

1. Dem Vorrang des Elternrechts auch auf 
die Inhalte der Erziehung ist hohe Bedeu-
tung beizumessen. Die Mitverantwortung 
der Eltern in Kindergärten, Kinderhorten und 
Schulen ist deshalb weiter zu stärken.

2. Ehe und Familie dürfen aufgrund ihres 
Standes materiell keine Benachteiligung 
erfahren. Verfassungsrechtliche Mindest-
forderung ist die Nicht-Besteuerung des 
Existenzminimums für jede mit veranlagte 
Person innerhalb der Ehe und Familie. Auch 
deshalb darf das Ehegattensplitting nicht 
abgeschafft werden; es bedarf aber einer 
Ergänzung durch ein Familiensplitting. Dies 
kann einfach dadurch geschehen, dass Kin-
der steuerlich Erwachsenen gleichgestellt 
werden und das Familieneinkommen durch 
die Zahl der Familienmitglieder geteilt wird 

und dann erst die Steuersätze Anwendung 
finden (in Frankreich geschieht dies ab dem 
3. Kind; das 1. und 2. Kind zählen steu-
errechtlich jeweils die Hälfte. Das ist die 
konkrete Folgerung französischer Familien- 
politik seit 50 Jahren unter dem Motto 
„Frankreich braucht das 3. Kind“). 

3. Die Praxis, dass Staat und Gesellschaft 
mehr Geld pro Kind für die außerhäusli-
che Kinderbetreuung investieren als Eltern 
gewährt wird, die durch eine eigene Voll-
zeitbetreuung selbst die Erziehung und 
Betreuung wahrnehmen, widerspricht den 
Verfassungsvorgaben und diskriminiert da-
mit insbesondere den Berufsstand „Hausfrau 
und Mutter“, indem diese Berufstätigkeit 
trotz höherer Anforderungen nicht anderen 
gleich, sondern schlechter gestellt wird.

C. Förderungsverpflichtung der 

staatlichen Gemeinschaft

1. Eheförderung
Die Dauer- und Treuegemeinschaft der Ehe 
ermöglicht leichter gesunde stabile Persön-
lichkeiten und hilft so zur Stabilität staatli-
cher Gemeinschaft. Die Ehe ist auch die ide-
ale Voraussetzung für eine funktionierende 
Familiengemeinschaft. Deshalb sollte schon 
die Eheschließung auch materiell gefördert 
werden. Wir schlagen eine einmalige Ehebei-
hilfe von € 2.000 pro Person vor.

2. Familienförderung
Der Beruf der Hausfrau und Mutter bzw. 
des Hausmanns und Vaters bedarf der ma-
teriellen, sozialen und juristischen Aner-
kennung als Berufstätigkeit. Die Wahl des 
für die Einhaltung des Generationsver-
trags wichtigsten Berufs darf nicht län-
ger zu Benachteiligungen im Erwerbsle-
ben und im Alter führen. Es führt deshalb 
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kein Weg daran vorbei, die Wahrnehmung 
dieser für die Gesellschaft überlebens-
notwendigen Berufsaufgabe staatlich 
zu bezahlen. Angemessen wäre eine Bezah-
lung von jeweils € 800 pro Monat für das 
erste, zweite und dritte Kind, ab dem vier-
ten Kind jeweils zusätzlich € 400 – unter 
der Voraussetzung, dass sich ein Elternteil 
ausschließlich bzw. beide Elternteile min-
destens je zur Hälfte ganz der Berufsauf-
gabe Mutter und Hausfrau bzw. Vater und 
Hausmann widmen. Dieses Familiengehalt 
wird steuer- und versicherungsrelevant aus-
bezahlt. Dadurch erarbeiten sich auch beide 
Elternteile wie im Falle außerfamiliärer Be-
rufstätigkeit eigene Erwerbsbiografien, die 
sowohl in der Zeit der Elternzeit als auch in 
der späteren Ruhestandszeit für Gerechtig-
keit sorgen.

D. Lebensentfaltung für Kinder 

1. Die Benachteiligung von Kindern ist kon-
sequent auszuschließen. So darf etwa bei 
Anstellungen die von Eltern ebenfalls zu er-
bringende Leistung in der Kindererziehung 
nicht negativ bewertet werden. Wir appel-
lieren in besonderer Weise an christlich 
orientierte Arbeitgeber und Vermieter, mit 
positiven Beispielen voranzugehen.

2. Familien mit Kindern haben einen beson-
deren Anspruch darauf, dass der Staat ihnen 
einen angemessenen Wohnraum bezahlbar 
zur Verfügung stellt, wenn sie dazu aus ei-
gener Kraft nicht in der Lage sind. Eine Be-
vorzugung von Familien bei der Zuweisung 
öffentlicher und öffentlich geförderter Woh-
nungen ist erforderlich.

3. Der Mutterschutz ist neu zu qualifizieren. 
Vielen Müttern fehlt wegen viel häufiger als 
früher stattfindenden Frühgeburten ein Groß-

teil der eigentlich vorgesehenen 6-wöchi-
gen Mutterschutzfrist vor der Geburt. Darum 
schlagen wir vor, dass nach ärztlich festge-
stellter Empfängnis die Schwangere den Be-
ginn der Mutterschutzfrist selbst festlegen 
kann. Dies ermöglicht auch die notwendige 
Vorbereitung auf die neue Berufsaufgabe.

4. Das staatliche Kindergeld ist grundsätz-
lich in Höhe des jährlich neu festzustellen-
den Existenzminimums, derzeit etwa 350 € 
monatlich, zu gewähren.

5. Da auch ungeborene Kinder gleiche Men-
schen- und Lebensrechte haben, soll das 
Kindergeld künftig ab der ärztlich festge-
stellten Empfängnis ausbezahlt werden. 

6. Im Falle von – von uns nicht erwünschten 
– Abtreibungen besteht volle Rückzahlungs-
pflicht. Für die Kosten der Abtreibung hat der 
männliche Partner als „Verursacher“ aufzukom-
men, sofern er in die Abtreibung einwilligt.

7. Wir bejahen den Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz für alle Kinder ab dem vier-
ten Lebensjahr. Wenn das Kindergeld und das 
Mutter/Vatergehalt nach unseren Vorstellun-
gen gezahlt werden, müssen allerdings Kin-
dergärten und Kindertagesstätten keine Zu-
schusseinrichtung mehr sein, sondern können 
von den Eltern, die das in Anspruch nehmen, 
bezahlt werden. Dadurch wird die Subsidiari-
tät staatlicher Erziehung gegenüber der Erzie-
hung der Eltern unterstrichen.

8. Es entspricht der elterlichen Sorgepflicht 
und Verantwortung, dass sie andererseits für 
die Kinder alle Rechte wahrnehmen können. 
Deshalb ist das erstmals von der Kinderkom-
mission des Deutschen Bundestages schon 
1993 vorgeschlagene Familienwahlrecht 
dringend einzuführen.
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9. Im Sinne einer familienorientierten Öko-
logiepolitik sollten Kinder und Jugendliche 
kostenlos öffentliche Verkehrsmittel benut-
zen dürfen.

10. Das ungeborene Kind hat vom Tag der 
Empfängnis an Rechte wie ein geborenes 
Kind. Im Fall einer von der Mutter oder vom 
Vater angestrebten Kindestötung im Mutter-
leib muss das ungeborene Kind staatlichen 
Rechtsbeistand erhalten. Auch für die Mut-
ter sollte nach unserer Auffassung während 
der Schwangerschaft staatlicher Rechtsbei-
stand kostenlos in Anspruch genommen wer-
den können. Der Rechtsbeistand sollte der 
Mutter und dem Vater in Sachen des Kindes 
bis zum 18. Lebensjahr des Kindes zur Ver-
fügung stehen. 

11. Die zum Großteil ehrenamtlich gesche-
hende Beratung in den Lebens- (Menschen-)
schutzgruppen bedarf gleichermaßen staat-
licher Unterstützung wie die nach §§ 218 
ff StGB anerkannten Beratungsstellen. Die 
Förderung darf deshalb nicht länger von 
der Ausstellung von Beratungsscheinen, die 
nach derzeitig geltendem Recht den Weg hin 
zur straffreien Abtreibung öffnen, abhängig 
gemacht werden.

12. Die Adoption sollte dahingehend er-
leichtert werden, dass Schwangere bereits 
während der Zeit des Austragens des Kindes 
die Freigabe zur Adoption mit einem Wider-
rufsrecht bis vier Wochen nach der Geburt 
erklären können.

13. Der Deutsche Bundestag, die Landtage 
und die Land- und Stadtkreise sollten einen 
Menschenrechtsschutz- und Kinderbeauf-
tragten benennen. Er hätte jährlich einen 
Bericht über den Stand der Rechtspositio-
nen geborener und ungeborener Kinder und 
die materielle und immaterielle Situation 
von Ehen, Familien und Alleinerziehenden 
zu erstatten.
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Schlussbemerkung
Die in diesen familienpolitischen Thesen er-
hobenen Forderungen zugunsten von Fami-
lien und Kindern gelten gleichermaßen auch 
für die immer häufiger vorhandenen Familien  
mit einem Elternteil bzw. deren Kinder.
Die Deutsche Evangelische Allianz hatte 
diese Thesen erstmals aus Anlass des Inter-
nationalen Jahres der Familie 1994 verfasst. 
Wir stellen dankbar fest, dass durch dieses 
Internationale Jahr der Familie und die seit-
her nicht nachlassende Diskussion über die 
Fragen der Familienpolitik ein verbessertes 
Bewusstsein für die auch materiellen Nöte 
der Familie vorhanden ist. Nun ist wichtig: 
Staatliche Familienpolitik muss wegen lang-
fristigen Wirkungen eine der obersten Prio-
ritäten staatlichen Handelns sein. Die seit 
Jahren andauernde verfassungswidrige Be-
nachteiligung von Familien kann nicht unter 
Hinweis auf fehlende Finanzmittel hinaus-
gezögert oder mittelfristig oder sogar lang-
fristig verhindert bleiben. Wir sind jeden-
falls der Überzeugung, dass die Finanzmittel 
bei richtiger Prioritätensetzung vorhanden 
sind und bisher falsch – weil kurzsichtig und 
zum Teil gegen die ausdrücklichen Verfas-
sungsbestimmungen – gesetzte Prioritäten 
zurückgeschraubt werden müssen.
Wir bitten die Freunde der Evangelischen Al-
lianz, dass sie mit diesen Thesen zusammen-
hängende Fragen im Gespräch und anderen 
Kommunikationsformen mit politischen Ver-
antwortungsträgern und mit Kandidaten für 
politische Ämter einbringen.

Diese Stellungnahme steht in einer Reihe 
weiterer Veröffentlichungen der
Deutschen Evangelischen Allianz:

 Sucht der Stadt Bestes 
 Das Recht des Menschen auf Leben
 Die Würde des Menschen ist die Perle  
 des Rechtsstaates
 Bielefelder Manifest – PerspektivForum  
 Behinderung
 Barrierefreiheit – wie kann ich meine 
 Gemeinde barrierefrei mitgestalten
 Christlicher Glaube und Islam 
 Faltblätter zu Einzelthemen aus dem  
 Bereich Islam
 Mein Kind ist es mir wert
 Micha-Initiative: Christen für 
  Gerechtigkeit begeistern
	Arbeitslosigkeit: Eine Herausforderung 
  für Christen und Gemeinden
	Der Arbeitskreis für Religionsfreiheit  
  stellt sich vor
	Migranten in Deutschland

Weitere Exemplare dieser Broschüre sowie 
weitere Erklärungen der Evangelischen Alli-
anz erhalten Sie hier:

Deutsche Evangelische Allianz
Esplanade 5–10a | 07422 Bad Blankenburg
Tel: 036 741 / 24 24 | Fax: 036 741 / 32 12
info@ead.de | www.ead.de
(Gerne senden wir Ihnen auch kostenlos un-
ser 4mal im Jahr erscheinendes Magazin 
„EINS“ zu.)
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